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Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 b auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

Fünftes Modernisierungsgesetz Bayern (Drs. 19/12911)

- Erste Lesung -

Begründung und Aussprache werden nicht miteinander verbunden. Zur Begründung 

erteile ich dem Herrn Staatsminister Dr. Florian Herrmann das Wort. Bitte schön.

Staatsminister Dr. Florian Herrmann (Staatskanzlei, Bundesangelegenheiten und 

Medien): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Für die Bayerische Staatsre-

gierung bringe ich heute den Entwurf des Fünften Modernisierungsgesetzes Bayern in 

den Bayerischen Landtag ein.

Bayern ist und bleibt damit beim Bürokratieabbau die Speerspitze. Kein anderes Land 

hat hier so viel erreicht wie in den letzten Jahren der Freistaat Bayern. Unser Kurs 

ist klar: Weniger Bürokratie, mehr Tempo und mehr Vertrauen in die Bürgerinnen 

und Bürger und in die Unternehmen für eine leistungsfähigere, schnellere und bürger-

freundlichere Verwaltung, von der alle profitieren!

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Wir gehen mit dem Fünften Modernisierungsgesetz den Weg weiter, den wir mit dem 

Ersten bis Vierten Modernisierungsgesetz eingeschlagen haben. Das heißt, wir durch-

forsten unsere Rechtsmaterie und stellen überall die Frage, ob es diese und jene 

Regelung noch braucht oder ob sie weg kann. Im Zweifel kann sie weg. Da wollen wir 

auch mutig sein. Da wollen wir auch keine Angst vor der Lücke haben, sondern es 

einfach einmal machen.

Das Ganze wird durch das Modellregionengesetz und durch die Kommission zur 

Staatsreform flankiert, wo es dann um einen anderen methodischen Ansatz geht, 

hier sozusagen Durchforsten der Rechtsmaterie, dort strukturellere Fragen auf den 

Prüfstand stellen und sich genauer überlegen.
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Hier machen wir jetzt eben mit der Durchforstung unserer Rechtsmaterie weiter. Wir 

freuen uns sehr, dass der Freistaat da auch Impulsgeber auf der Bundesebene ist. 

Wenn Sie die Beschlüsse der Koalition von vor zwei Wochen nehmen, da waren 

etliche der Punkte, die wir schon immer gefordert und die wir auch in den Koalitions-

vertrag hineinverhandelt haben, enthalten; sie sollen jetzt umgesetzt werden. Ich sage 

beispielhaft: Abschaffung von Berichts- und Dokumentationspflichten.

Wir sind in Bayern mit den Punkten vorangeschritten, die aus Sicht der staatlichen 

Verwaltung wichtig sind. Für die anderen Rechtsmaterien sind wir nicht zuständig. Das 

macht jetzt der Bund. Das heißt, die Unternehmen werden alsbald wirklich spüren, 

dass sie weniger Berichts-, weniger Dokumentationspflichten haben.

Wir alle wissen, dass es immer noch Bereiche gibt, wo das durchaus sinnvoll und 

vernünftig ist. Dort kommt aber eine Beweislastumkehr. Das heißt, jedes Ministerium 

muss begründen, warum es unbedingt bei dieser Dokumentation und bei dieser Be-

richtspflicht bleiben muss. Ich glaube, dass wir da wirklich gut vorankommen, weil wir 

eigentlich keine neuen Berichtspflichten haben wollen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Das Gleiche gilt auf der Bundesebene, so wie wir das auch schon begonnen haben: 

Abschaffung der Bestellungspflicht für betriebliche Beauftragte. Das hat zum Teil wirk-

lich absurde Züge angenommen. Wir wollen das, weil es anders rechtlich nicht geht, 

auf jeden Fall auf das europäische Niveau zurückdrängen. Wir wollen damit ernst 

machen. Das ist sehr positiv.

Darüber hinaus wird die Genehmigungsfiktion ausgeweitet. Die EU-Lieferkettenrichtli-

nie wird im deutschen Recht eins zu eins umgesetzt. Es gibt noch etliche andere 

Beispiele, um die es heute hier nicht geht, die ich aber erwähne, weil sie in diesen 

Gesamtbemühungen des Freistaats, der Bundesregierung und der Koalition in Berlin 

stehen, um den Staat wieder stärker und handlungsfähiger zu machen.
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Mit dieser Strategie schreiten wir auch bei dem Fünften Modernisierungsgesetz voran. 

Etliche der Punkte, die wir in der Föderalen Modernisierungsagenda der Ministerpräsi-

dentenkonferenz auf den Weg gebracht haben, sind jetzt in dem Fünften Modernisie-

rungsgesetz bereits enthalten.

Das Fünfte Modernisierungsgesetz legt den Schwerpunkt auf die Modernisierung des 

Verwaltungsrechts, genauer gesagt des Verwaltungsverfahrensrechts. Jetzt kann man 

sagen: Langweilig! Was soll das? Etwas für Spezialjuristen! – Tatsache ist: Das Ver-

waltungsverfahrensrecht ist sozusagen das Betriebssystem der öffentlichen Verwal-

tung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es muss immer auch darauf ankommen, die Ver-

waltung immer wieder zu modernisieren und die Verfahren zu beschleunigen, sie 

zügiger und unbürokratischer zu gestalten; denn es ist immer wichtig zu verstehen, 

dass Effizienz der Verwaltung, schnelle Rechtssicherheit und zügige Rechtsklarheit 

für Bürgerinnen und Bürger, für Vorhabensträger, für Unternehmen, die Dinge planen, 

auch ein wichtiges öffentliches Interesse des Rechtsstaats sind. Man muss sich immer 

vor Augen führen: Das ist alles kein Selbstzweck, sondern es geht darum, zügig und 

alsbald rechtssicher entscheiden zu können. Deshalb müssen wir das tun.

Das sind einige Punkte, die wir im Landtag in aller Ruhe diskutieren werden. Ich 

möchte bloß zwei Punkte erwähnen, wo wir definitiv Rechtsgeschichte schreiben wer-

den.

Der eine Punkt ist der Einsatz von Künstlicher Intelligenz. Dazu möchte ich noch ein 

paar Sätze sagen, weil es mir wichtig ist. Wir hatten das vorher schon in der Aktuellen 

Stunde; da wurde das von den GRÜNEN und von der SPD gleich wieder so pauschal 

kritisiert. Ich sage: Seien wir halt einfach einmal mutig, schreiten wir einmal mutig 

voran und probieren etwas Neues aus.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)
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Jedenfalls werbe ich dafür, jetzt einfach einmal die Rechtsgrundlage zu schaffen, 

damit wir das dann auch umsetzen können. Unterschätzen wir nicht das Verwaltungs-

recht; es ist deutlich innovativer, als alle immer denken; es ist sehr offen für Neu-

erungen. Auch jetzt gibt es im Bereich der gebundenen Verwaltung, wo es keine 

Ermessensausübung gibt, schon automatisierte Verwaltungsakte. Ich jedenfalls finde 

es sehr interessant, jetzt diesen weiteren Schritt zu gehen.

Jetzt gibt es Gegenargumente. Es gibt auch Professoren, die sagen: Ganz schwierig, 

beim Ermessen darf doch nicht eine Maschine entscheiden. – Also, zunächst einmal: 

Es ist weder im Grundgesetz noch im Verwaltungsrecht geregelt, dass Ermessensent-

scheidungen von biologischen Menschen getroffen werden müssen. Wir sind es so 

gewohnt, weil es bisher nicht anders war. Wir können aber auch über den Tellerrand 

hinausschauen. Das heißt, wir können überlegen, um was es in der öffentlichen Ver-

waltung geht. Es geht darum, rechtmäßige Entscheidungen zu treffen, die gerichtlich 

überprüfbar sind. Das heißt, rechtmäßige Entscheidungen dürfen, um einmal die wich-

tigsten Punkte zu nennen, nicht willkürlich sein, sie müssen verhältnismäßig sein und 

sie müssen dem Gleichbehandlungsgrundsatz entsprechen. Diese Punkte müssen 

menschliche Ermessensentscheidungen jetzt aber auch schon erfüllen.

Ermessensentscheidung heißt nicht, irgendetwas nach Bauchgefühl oder frei nach 

Schnauze zu entscheiden, sondern es heißt natürlich, sich an diese Grundregeln zu 

halten. Wieso sollte das nicht auch eine KI können? Man muss sich immer darüber im 

Klaren sein: Das Verwaltungsrecht schützt nicht die menschliche Intuition, sondern die 

rechtmäßige Entscheidung.

Deshalb ist völlig klar: Das ist eine Weiterentwicklung. Am Ende ist es immer eine Be-

hörde, die das verantwortet und nicht irgendwie die Technik. Das ist, glaube ich, völlig 

klar. Am Ende setzen der Staat, die Behörde, die Technologie ein, also verantworten 

sie das auch. Das ist natürlich auch vorgesehen: Auch Ermessensentscheidungen, die 

durch eine KI getroffen werden, müssen am Ende gerichtlich überprüfbar sein.
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Man darf sich da auch nicht in die Tasche lügen. Auch heute sind von Menschen 

getroffene Ermessensentscheidungen häufig Wahrscheinlichkeitseinschätzungen, zum 

Beispiel bei der Frage Wiederholungsgefahr, bei der Frage Kindeswohlgefährdung, bei 

der Frage, ob etwas im Rahmen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung gefährlich ist 

oder nicht, bei der Frage sonstiger Prognosen.

(Johannes Becher (GRÜNE): Soll bei Kindeswohlgefährdung künftig die KI ent-

scheiden?)

– Nein, der inhaltliche Punkt ist, dass die Kritik, die an KI-Entscheidungen geäußert 

wird, darin besteht, dass der Mechanismus von KI je nach Modell auf Wahrscheinlich-

keiten basiert und somit dann die Ausgabe gesteuert wird. Aber auch jetzt kommt es in 

der Verwaltung darauf an, Wahrscheinlichkeitsentscheidungen und Einschätzungen zu 

treffen.

Sie haben selbstverständlich Prognosen zu treffen – Integrationsprognosen, Verkehrs-

prognosen, Unfallprognosen. All das sind Wahrscheinlichkeitsfragen, die man so und 

so entscheiden kann. Dabei kann selbstverständlich eine Künstliche Intelligenz unter-

stützen, ohne dass das Ganze damit rechtswidrig wird. Wieso denn nicht? – Die 

Entscheidung muss am Ende überprüfbar sein. Das heißt, natürlich muss die Technik 

auch dokumentieren, nach welchen Kriterien da entschieden wurde. Wenn es aber am 

Ende dazu beiträgt, schneller, effizienter und, ehrlich gesagt, vielleicht auch gerechter 

zu entscheiden? – Es soll ja auch schon vorgekommen sein, dass ein menschlicher 

Entscheider ein Vorurteil, einen Bias in die eine oder andere Richtung hatte, in der 

Situation überfordert, übermüdet, was auch immer war.Ich würde das nicht so pau-

schal abkanzeln, sondern ich würde da die Offenheit – auch die geistige Offenheit – 

dafür haben, in diesem Bereich neue Wege zu gehen, und deshalb bin ich froh, dass 

wir das tun.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)
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Deshalb schaffen wir dafür die Rechtsgrundlage, und dann hängt es natürlich auch 

vom Fortschritt der Technologie ab, ob man die dann einsetzen kann oder nicht, in 

welchen Bereichen, ja oder nein; aber die Technologie entwickelt sich so rasant, dass 

wir da nicht hintanstehen, sondern das nutzen sollten. Das ist Teil eins der Rechtsge-

schichte, die wir schreiben.

Teil zwei ist beispielsweise der Sicherungsbescheid, ein Mittel, um Planungssicherheit 

für Investitionen in umfangreichen Planungsverfahren zu schaffen. Das bedeutet, dass 

man auf Antrag des Vorhabenträgers, also eines Investors, der ein bestimmtes Vor-

haben plant, die Sach- und Rechtslage beurteilt, und auch der Stand der Technik, 

soweit er nach Bundesrecht erforderlich ist, soll zu einem bestimmten maßgeblichen 

Zeitpunkt fixiert werden. Das wird dazu beitragen, Verfahren zu beschleunigen, weil 

man dann nicht ganz am Ende, wenn die Behörde so weit ist, die Entscheidung zu 

treffen, feststellt: Oh, wir sind jetzt schon wieder eine Vegetationsperiode weiter, oder 

der Stand der Technik hat sich schon wieder verändert, also müssen wir jetzt die 

ganze Schleife noch einmal von vorne drehen. Dann haben Sie wieder eine Verzöge-

rung von einem Jahr, von zwei Jahren et cetera pp.

Dazu kann ich nur das sagen, was ich am Anfang schon gesagt habe: Auch die Ver-

lässlichkeit einer zügigen, effizienten und rechtssicheren Entscheidung ist im Rechts-

staat ein Wert an sich, nicht nur die Frage, ob am Ende der allerletzte Stand der 

Technik erreicht wurde, sondern auch die Zügigkeit und die Verlässlichkeit. Diese Ab-

wägung unterstützt man durch die Einführung des Sicherungsbescheides. Auf diese 

Weise wird dann die Sach- und Rechtslage zu einem bestimmten Zeitpunkt eingefro-

ren und zur Grundlage für die anschließende Verwaltungsentscheidung gemacht. Das 

ist also ein ganz wichtiger Punkt. Ich halte auch das für Rechtsgeschichte. In der 

Föderalen Modernisierungsagenda ist das übrigens ein Punkt, den auch der Bund 

anpacken möchte. Ich kann nur sehr dafür werben.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)
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Dann haben wir noch ein paar weitere Punkte drin, die rechtshistorisch vielleicht nicht 

ganz so bedeutend sind, aber in der Praxis sehr viel Erleichterung mit sich bringen, 

zum Beispiel der konsequente Abbau von Beglaubigungserfordernissen, zum Beispiel 

im Hochschul- und im Schulbereich. Da wird es künftig reichen, einfache Abschriften, 

einfache Kopien vorzulegen. Das stärkt auch das Vertrauen in die Bürgerinnen und 

Bürger, die nicht erst wieder umständlich zu einer beglaubigenden Stelle gehen müs-

sen et cetera, et cetera.

Im Übrigen wollen wir auch den Nachweis der Identität erleichtern. Statt einer Geburts-

urkunde genügt im bayerischen Landesrecht hierfür künftig die Vorlage des Personal-

ausweises oder des Passes, weil die Identität dafür irgendwann einmal per Geburtsur-

kunde bestätigt wurde, und somit kann auf diesen Doppelschritt verzichtet werden.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER – Prof. Dr. Win-

fried Bausback (CSU): Sehr gut!)

Der letzte Punkt, den ich erwähnen möchte, ist die zusätzliche Entlastung für Bürgerin-

nen und Bürger und auch für die Behörden. Das betrifft ungefähr 80.000 Bürgerinnen 

und Bürger, die in Bayern Kleinkläranlagen haben. Dort wird die Mängelfreiheit künftig 

noch mehr belohnt, indem die Prüffristen nach einer mangelfreien Prüfung von vier auf 

sechs Jahre verlängert werden. Das bedeutet ein Drittel weniger Prüfaufwand und ent-

sprechend Entlastung für die Eigentümerinnen und Eigentümer von Kleinkläranlagen.

Sie sehen: Es ist wieder ein relativ breites Feld, zwei ganz zentrale Punkte im Verwal-

tungsverfahrensrecht. Ich glaube, das ist ein wichtiger Beitrag zur Modernisierung und 

zur Verbesserung unseres Verwaltungshandelns. Deshalb bitte ich um konstruktive, 

gute Beratungen im Ausschuss und freue mich dann schon, wenn wir es hier alsbald 

verabschieden können.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)
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Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Danke, Herr Staatsminister. – Ich eröffne 

die Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. Die Redezeit 

der Staatsregierung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion. Als 

erstem Redner erteile ich dem Abgeordneten Jörg Baumann für die AfD-Fraktion das 

Wort. Bitte schön.

(Beifall bei der AfD)

Jörg Baumann (AfD): Sehr geehrtes Präsidium, werte Kollegen des Landtags! Das 

Fünfte Modernisierungsgesetz ist ein umfangreiches 29-seitiges Rucksackgesetz. Es 

greift in Dutzende Rechtsgebiete ein, von der Verfassungsgerichtsbarkeit über das 

Verwaltungsverfahrensrecht, die Schul- und Ausbildungsordnung, das Wasserrecht 

bis hin zu den Vorschriften über Orden und Auszeichnungen reicht der Bogen. Der 

Gesetzentwurf will Bürokratie abbauen, Verfahren beschleunigen und die Verwaltung 

auf den Stand der Technik bringen.

Das ist etwas, was wir im Großen und Ganzen natürlich unterstützen. Eine effektive, 

sparsame und schlanke Verwaltung, die den Bürger nicht unnötig belastet, ist auch 

Ziel der AfD. Viele Regelungen gehen hier in die richtige Richtung.

Die weitgehende Abschaffung von Beglaubigungspflichten bei Zeugnissen und Licht-

bildausweisen in vielen Ausbildungsordnungen entlastet den Bürger. Wer eine einfa-

che Abschrift vorlegt, soll nicht mehr automatisch alles beglaubigen müssen. Nur bei 

begründeten Zweifeln darf die Behörde strengere Anforderungen stellen.

Auch der neue Sicherungsbescheid schafft mehr Rechtssicherheit für Vorhabenträger. 

Wer alle Unterlagen vollständig eingereicht hat, kann darauf vertrauen, dass spätere 

Rechts- oder Technikänderungen ihn nicht mehr treffen. Das ist ein Beitrag zur Pla-

nungssicherheit und zur Beschleunigung von Genehmigungsverfahren.

Die Verlängerung der Prüffristen für Kleinkläranlagen auf sechs Jahre bei fehlerfreiem 

Betrieb entlastet Eigentümer in ländlichen Gebieten.
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Solche Maßnahmen sind verhältnismäßig und praktikabel.

Besonders müssen wir die Regelungen zur Automatisierung und zum Einsatz von 

Künstlicher Intelligenz abwägen. Der Gesetzentwurf stellt klar, dass vollständige auto-

matische Einrichtungen und Künstliche Intelligenz in Verwaltungsverfahren zulässig 

sind. Die demografische Entwicklung ist unübersehbar. In den nächsten Jahren gehen 

10.000 Beamte in den Ruhestand. Gleichzeitig steigen die Anforderungen an die Ver-

waltung. Künstliche Intelligenz hat das Potenzial, einen Teil dieses Personalmangels 

aufzufangen und Geld einzusparen. Routineentscheidungen können schneller und 

mit weniger Personal getroffen werden. Allerdings gibt es ernsthafte Probleme, die 

nicht einfach weggewischt werden dürfen. Es gibt keine großflächig eingesetzten euro-

päischen Sprachmodelle – also KIs –, die an die Leistungsstärke der amerikanischen 

und chinesischen heranreichen. Wir sind leider weiterhin auf das Ausland angewiesen. 

Wer trägt die Verantwortung, wenn eine automatisierte Entscheidung auf fehlerhaften 

Daten oder auf einer fehlerhaften Programmierung beruht?

Die Beschränkung der Amtsermittlungen bei Einwendungen Dritter ist ebenfalls zwei-

schneidig. Sie verhindert, dass Verfahren durch politisch oder persönlich motivierte 

vage Vorwürfe oder taktische Einwendungen unnötig verzögert werden. Das ist sach-

lich gerechtfertigt. Hier brauchen wir natürlich eine Abwägung, damit ernsthafte Bür-

gersorgen nicht pauschal in der Rundablage landen.

Ich fasse zusammen: Das Fünfte Modernisierungsgesetz enthält sinnvolle Einzelmaß-

nahmen. Es bewegt sich in eine Richtung, die wir grundsätzlich für richtig halten. Eine 

Verwaltung, die den Bürger entlastet und mit den Möglichkeiten der Technik effizienter 

arbeitet, ist notwendig. Die AfD-Fraktion ist bereit, an einer echten Verwaltungsmoder-

nisierung mitzuwirken. Wir werden den Gesetzentwurf im weiteren Verfahren kritisch 

begleiten, vor allem bei der Absicherung automatisierter, KI-gestützter Entscheidungen 

und bei der Frage, ob wirklich Stellen abgebaut werden oder nur neue Aufgaben 

entstehen. Eine Modernisierung muss dem Bürger und dem Gemeinwohl dienen. Das 

ist unser Maßstab, und daran werden wir arbeiten.
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(Beifall bei der AfD)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Danke schön. – Nächster Redner ist der 

Kollege Thorsten Freudenberger für die CSU-Fraktion. Ich erteile Ihnen hiermit das 

Wort, bitte schön.

Thorsten Freudenberger (CSU): Herr Präsident, werte Kolleginnen und Kollegen, 

meine sehr geehrten Damen und Herren! Bei diesem Modernisierungsgesetz geht es 

gleich um die Zukunft; aber ich beginne mit einem kurzen Blick in die Vergangenheit.

Vor gut zwei Jahren hat unser Ministerpräsident Dr. Markus Söder an diesem Redner-

pult in seiner Regierungserklärung zur neuen Amtsperiode angekündigt:

"Wir brauchen einen schlankeren Staat, damit sich unternehmerische, aber auch 

bürgerliche und ehrenamtliche Kräfte wieder besser entfalten können und nicht 

behindert werden."

Das war vor zwei Jahren. Was ist zwischenzeitlich passiert? – Wir haben hier das 

Erste, das Zweite, das Dritte und das Vierte Modernisierungsgesetz Bayern beschlos-

sen, es gibt eine Kommission zur Staatsreform in Bayern, es gibt die vom Bayerischen 

Landtag eingesetzte Enquete-Kommission zur Entbürokratisierung. Unser Ministerprä-

sident hat damals angekündigt, was wir tun, und wir tun jetzt das, was angekündigt 

wurde. Darauf kann man sich bei der Entbürokratisierung hier in Bayern verlassen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Wir reden nicht nur über den Bürokratieabbau, sondern wir machen ihn ganz konkret, 

so auch heute, und daher danke ich der Bayerischen Staatsregierung für das Einbrin-

gen des Fünften Modernisierungsgesetzes Bayern, über das wir heute beraten; denn 

eines ist richtig: Bayern steht nach wie vor – trotz aller Herausforderungen im Bereich 

der Wirtschaft, aber auch der Administration – stark da.Aber stark bleibt man nur, 

wenn man sich immer wieder modernisiert und auf die Herausforderungen der Zeit 

Antworten findet.
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Die Modernisierungsgesetze – so auch dieses Fünfte, das heute vorliegt – stellen 

daher immer die richtigen und wichtigen Grundfragen, an dieser Stelle zum Beispiel: 

Setzen wir auf Kontrolle von Bürgerinnen und Bürgern, von Unternehmen und auch 

gegenüber unseren Kommunen? Oder setzen wir auf mehr Eigenverantwortung? Die 

Antwort der Staatsregierung bei diesem Fünften Modernisierungsgesetz ist an dieser 

Stelle die Gleiche wie bei den anderen: Wir setzen auf mehr Freiheit, auf mehr Ver-

trauen und auf mehr Eigenverantwortung.

Die Beispiele sind vielfältig. Ich gehe, nachdem Staatsminister Florian Herrmann 

schon das Wichtigste an Bestimmungen aufgezählt hat, auf die wichtigsten Punkte 

nur kurz ein.

Erstens. Die große Herausforderung der Künstlichen Intelligenz: Die Antwort, die die-

ses Gesetz auf diese Herausforderungen gibt, ist genau die richtige. Wir brauchen 

bei der KI, beim Einsatz Künstlicher Intelligenz einen sinnvollen Rahmen, innerhalb 

dessen wir die KI mutig und passgenau nutzen. Wir brauchen weder einen blinden 

Enthusiasmus noch die lähmende Angst, die manche hier an den Tag legen. Wir 

setzen darauf, dass KI gut, sicher und zielgenau eingesetzt wird, um Verfahren zu 

beschleunigen. Das ist der bayerische Weg. Das ist der richtige Weg.

Zweitens. Beim administrativen Aufwand führen wir ein, dass der Erörterungstermin 

bei der Planfeststellung nur noch fakultativ sein wird. Als langjähriger Kommunalpoli-

tiker, als früherer Landrat habe ich das oft erlebt und kann nur bestätigen: Diese 

Regelung wird dazu führen, dass Verfahren natürlich beschleunigt und vereinfacht 

werden. Bayern hat diesen Vorschlag bereits im Jahr 2023 in den Bund-Länder-Pakt 

eingebracht. Der Bund hat die Entlastung im Verwaltungsverfahrensgesetz bislang 

nicht umgesetzt. Wir tun dies jetzt, was zeigt: Wir gehen auch im Bund voran, was 

Entbürokratisierung und Deregulierung anbelangt.
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Weitere pragmatische Entlastungen im Alltag kann man nur begrüßen; sie sind alle 

angesprochen worden, zum Beispiel die Überprüfungspflicht bei Kleinkläranlagen, die 

an dieser Stelle gelockert wird, und viele andere Maßnahmen, die wichtig sind.

Ich möchte noch auf die Stärkung der kommunalen Krisenresilienz eingehen. Hier 

schaffen wir Rechtssicherheit, damit kommunale Satzungen auch bei außergewöhnli-

chen Lagen wie Cyberangriffen, Stromausfällen oder Naturkatastrophen ordnungsge-

mäß bekannt gemacht werden können.

Zusammengefasst: Dieses Fünfte Modernisierungsgesetz stellt eine zielgerichtete Mo-

dernisierung unserer Landesverwaltung, unserer Behörden dar. Wir digitalisieren Ab-

läufe, gestalten Verfahren effizienter und bauen unnötige Nachweispflichten ab.

(Unruhe)

Berücksichtigt wurden hier – das gehört sich natürlich auch – die Rückmeldungen aus 

der Verbändeanhörung.

(Anhaltende Unruhe)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Ich darf kurz unterbrechen. – Ich bitte, die 

Zwischengespräche einzustellen. Sie haben nachher während der Busfahrt und heute 

den ganzen Abend in Schleißheim genug Zeit, sich auszutauschen. Ich bitte, jetzt dem 

Redner zu folgen.

Thorsten Freudenberger (CSU): Berücksichtigt wurden ebenfalls viele Einwände und 

positive wie auch kritisch-konstruktive Rückmeldungen von Verbänden, die hier Ein-

fluss genommen haben – das ist auch richtig – und worauf teilweise reagiert wurde.

Ansonsten gilt, dass ich hier ebenso dafür werbe, gerade bei der Anwendung von 

KI nicht denen zu folgen, die ein reines Bedenkenträgertum an den Tag legen. Wir 

müssen ins Handeln kommen. Wir müssen die Dinge mutig anpacken,

(Prof. Dr. Winfried Bausback (CSU): Hört, hört!)
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und im Bereich der KI werden wir dies tun.

Ich möchte auch sehr herzlich danken, denn wir können hier Modernisierungsgesetze 

beschließen, wir können entfesseln – die Freiheit, die Eigenverantwortung –, aber wir 

brauchen die Personen, die das machen.

Diejenigen, die das machen und die wir in ihrem täglichen Tun unterstützen wollen, 

sind die Beschäftigten im öffentlichen Dienst, die Beamtinnen und Beamten im Frei-

staat Bayern. Sie leisten jeden Tag einen wichtigen Dienst für unsere Bürgerinnen und 

Bürger, und ihnen wollen wir das Leben bei ihrer täglichen Arbeit leichter machen. 

Ich bedanke mich für den wichtigen Dienst an unserem Staat und an unserer Gesell-

schaft, der hier täglich geleistet wird.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Ich bedanke mich auch sehr herzlich bei Herrn Staatsminister Florian Herrmann. Die 

Impulse gingen vom Ministerpräsidenten aus, und er ist derjenige, der diese Politik 

jetzt in praktisches Handeln umsetzt, der diese Gesetzgebung verantwortet, für die 

Gesetze verantwortlich ist. Lieber Florian Herrmann, herzlichen Dank für dein Engage-

ment in diesem Bereich!

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Die Deregulierungs- und Entbürokratisierungsoffensive der Staatsregierung zeigt: Wir 

sind Vorreiter und Taktgeber. Wir erleichtern, vereinfachen und beschleunigen überall 

dort, wo dies möglich und sinnvoll ist. Wir entfesseln die Kräfte von Eigenverantwor-

tung, Freiheit und guten Ideen in Verwaltung und Gesellschaft.

Es ist wichtig, dass unsere Demokratie auch dadurch geschützt und weiterentwickelt 

wird, dass wir ein handlungsfähiger Staat sind mit einer Verwaltung, die effektiv, 

schnell und gut arbeiten kann. Dieses Modernisierungsgesetz leistet dazu einen wich-

tigen Beitrag.
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Erfolg ist kein Zustand. Wir müssen uns Erfolge immer wieder erarbeiten. Dazu ge-

hört, eine moderne, effiziente Verwaltung zu haben. Dieses Fünfte Modernisierungs-

gesetz ist ein wichtiger Bestandteil dafür, diesen Erfolg auch in Zukunft zu haben.

Wir stimmen diesem Gesetz zu und begleiten es positiv im Gesetzgebungsverfahren. 

– Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Danke schön. – Nächster Redner ist der 

Kollege Johannes Becher für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte schön, 

Sie haben das Wort.

Johannes Becher (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, Kolleginnen und Kol-

legen! Fünftes Modernisierungsgesetz, 42 Gesetzesänderungen, und sie sind nicht 

alle falsch. Ich glaube, über ein paar Dinge muss man aber schon sprechen.

Entbürokratisierung ist grundsätzlich sinnvoll und notwendig – selbstverständlich. Es 

ist aber nicht bei allem, wo Entbürokratisierung draufsteht, Entbürokratisierung drin.

(Zuruf: Doch!)

Die Menschen erwarten eben nicht nur Überschriften. Die Menschen erwarten nicht, 

dass wir uns rühmen, damit Rechtsgeschichte zu schreiben. Die Menschen wollen 

pragmatische Lösungen und keine Rechtsgeschichte, und daran fehlt es an einigen 

Stellen in diesem Gesetzentwurf, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Im Übrigen verweise ich auch auf die eingegangenen Stellungnahmen. Der Kollege 

hat es schon ausgeführt. Hochinteressant sind die Stellungnahmen der bayerischen 

Verwaltungsrichterinnen und Verwaltungsrichter, die zu dem Schluss kommen, dass 

fraglich ist, ob mit diesem Gesetz überhaupt das Ziel der Deregulierung und Entbüro-

kratisierung erreicht wird. Warum ist das fraglich? –
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Der erste Punkt ist das Thema KI. Ich möchte, dass unsere Verwaltung am Puls 

der Zeit ist und KI einsetzen kann. Jawohl, KI ist ein Werkzeug. Ob KI aber wirklich 

in der Lage ist, dann hoheitliche Entscheidungen zu treffen, hängt davon ab, ob es 

klare Zuständigkeiten, ob es Transparenz, ob es rechtliche Kontrolle gibt. Auf der 

Bundesebene sagt § 35a des Verwaltungsverfahrensgesetzes dazu:

"Ein Verwaltungsakt kann vollständig durch [automatisierte] Einrichtungen erlas-

sen werden, [wenn] weder ein Ermessen noch ein Beurteilungsspielraum be-

steht."

Ich denke, das ist eine sehr sinnvolle Regelung: kein Ermessen, kein Beurteilungs-

spielraum – dann können wir automatisieren.

Unser Problem in Bayern ist: Wir müssten erst einmal vereinfachen. Da haben wir 

schon Schwierigkeiten. Dann müssten wir digitalisieren, denn solange wir immer noch 

Post zwischen Behörden hin- und herschicken, solange wir immer noch faxen, hilft uns 

die KI nicht. Was wir als allererstes brauchen, ist eine Verwaltungsdigitalisierung.

Auch wenn erzählt wird, wir seien der große Vorreiter: Wenn man in Europa schaut, 

dann stellt man fest, dass wir Nachzügler sind. Wir haben dringend aufzuholen. So-

lange wir Papier verwalten, hilft uns die KI gar nichts. So ehrlich muss man einfach 

einmal sein.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dann kommt man zu der Frage des Ermessens. Was hier dargestellt wurde, Herr 

Dr. Herrmann, insbesondere beim Thema Kindeswohlgefährdung haben Sie auf Wahr-

scheinlichkeitsrechnungen abgestellt. Beim Thema Kindeswohlgefährdung sind Men-

schen bei uns in den Jugendämtern in der Bezirkssozialarbeit tätig, die nach § 8a 

SGB VIII erfahrene Fachkraft sind. Sie haben diese hochkomplexe Aufgabe, zu beur-

teilen: Kann man das Kind in der Familie lassen oder nicht? Das ist hochkomplex, 

hochschwierig.
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Da jetzt zu sagen "Ach ja, das kann die KI, weil sie vielleicht den Bias nicht hat, 

weil sie nicht solche Vorurteile hat", ist ein Schlag ins Gesicht der Menschen, die 

diese hochkomplexe Aufgabe machen.Ich würde wirklich dringend davor warnen, hier 

die große Vision zu haben, dass die KI den Menschen ersetzt. Wir brauchen den 

Menschen noch in der Verwaltung.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Die KI ist ein Werkzeug, aber die KI kann den Menschen nicht ersetzen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Wenn Ihr Bauantrag abgelehnt wird, weil die KI irgendein Problem gesehen hat – wir 

haben das Widerspruchsverfahren abgeschafft –, können wir Klage erheben. Dass 

also noch mehr Klagen wirklich zur Entbürokratisierung beitragen, darf bezweifelt wer-

den.

(Prof. Dr. Winfried Bausback (CSU): Das ist schon polemisch!)

Der zweite Punkt, mit dem Sie Rechtsgeschichte schreiben wollen, ist der Sicherungs-

bescheid. Der Sicherungsbescheid ist zunächst einmal ein neuer Verwaltungsakt, ein 

zusätzlicher Verfahrensschritt, der weitere Rechtsfragen zur Anfechtbarkeit, zur Dritt-

wirkung und dazu aufwirft: Was ist, wenn dieser Antrag geändert wird? Interessant ist, 

dass von der Naturschutzseite kam: Wann wird denn der Stand eingefroren? Sind die 

Vegetationsgutachten dann schon da? Was ist, wenn man hinterher eine Rote-Liste-

Art entdeckt? Ist das dann alles wurscht?

Von der Wohnungswirtschaft kam: Was ist, wenn der Antrag geändert wird, wenn es 

leichter geht? Ist es eingefroren, können wir es nicht mehr machen. – Wann ist der 

richtige Zeitpunkt? Da stellen sich also in der Folge ganz erhebliche Rechtsfragen.

Wenn man dann am Ende sagt "Ja mei, wenn es euch nicht passt, könnt ihr immer 

noch vor das Verwaltungsgericht gehen", haben wir doch im Ergebnis nichts gewon-
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nen. Dann haben wir doch ein bisschen Bürokratie in der Verwaltung abgebaut und 

dafür mehr Gerichtsverfahren. Ich will weniger Gerichtsverfahren, weniger Klagen. 

Diese Fragen zum Sicherungsbescheid müssen beantwortet werden, sonst hilft es uns 

nichts.

(Beifall bei den GRÜNEN – Zuruf von den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Punkt. Sie wollen Erörterungstermine abschaffen, die man inzwischen als On-

linekonsultationsverfahren machen kann, Artikel 27c VwVfG. Wenn man sie abschafft, 

wird man mehr Klagen bekommen. Ich will weniger Klagen. Sie wollen, dass künftig 

Einwendungen Dritter von der Verwaltung nur noch geprüft werden, wenn hinreichend 

konkrete Tatsachen genannt werden. Was "hinreichend konkret" ist, weiß man nicht so 

genau. Sogar der Jagdverband hat sich dagegen aufgelehnt.

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Herr Kollege, bitte achten Sie auf die Re-

dezeit, die ist um.

Johannes Becher (GRÜNE): Ich bitte also dringend darum, das zu überarbeiten. Nur 

weil groß "Entbürokratisierung" draufsteht, heißt es noch nicht, dass es automatisch 

besser wird.

(Beifall bei den GRÜNEN sowie des Abgeordneten Horst Arnold (SPD))

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Nächster Redner ist der Kollege Markus 

Saller für die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Bitte schön, Sie haben das Wort.

Markus Saller (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, sehr geehrte 

Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrter Herr Kollege von Brunn, "Knaller und Saller" 

– wenn Sie es so haben wollen, dann bitte schön. Wir setzen den Weg fort, den 

die Regierungsfraktionen und die Bayerische Staatsregierung mit inzwischen fünf Mo-

dernisierungsgesetzen eingeschlagen haben. Der Staat soll sich auf das Notwendige 

konzentrieren. Verfahren sollen schneller, verständlicher und verlässlicher werden. 
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Bürger, Unternehmen und Kommunen sollen nicht länger Nachweise erbringen müs-

sen, deren Nutzen in keinem vernünftigen Verhältnis zum Aufwand steht.

Herr Kollege Becher, was ist denn dabei, wenn Herr Staatsminister sagt, dass er mit 

zwei Punkten Rechtsgeschichte schreibt? Für einen Juristen ist es doch schön, dass 

er so etwas tut, dass er etwas Mutiges macht.

(Zuruf des Abgeordneten Johannes Becher (GRÜNE))

Das heißt doch nicht, dass deswegen Pragmatismus verhindert wird. Da haben Sie 

also ein bisschen zu kurz gegriffen.

(Zuruf des Abgeordneten Johannes Becher (GRÜNE))

Bei Ihren großen Bedenken, die Sie jetzt an den Tag legen, dass KI eine Verwal-

tungsentscheidung trifft, Herr Kollege, haben Sie aus meiner Sicht den Unterschied 

zwischen einem deterministischen System und der Künstlichen Intelligenz nicht ver-

standen. Was Sie wollen, also Entscheidung ohne Beurteilungsspielraum und ohne 

Ermessen, das kann heute jede Datenbank; das konnte jede Datenbank auch schon 

vor zwanzig Jahren entscheiden. Da geht es um Voraussetzung eins, Voraussetzung 

zwei, Voraussetzung drei, und dann kommt ein Ergebnis oder kein Ergebnis.

(Zuruf des Abgeordneten Johannes Becher (GRÜNE))

Der Gag an der KI ist ja gerade, dass Sie Beurteilungsspielräume und Ermessen 

ausnutzen kann. Das heißt noch lange nicht, dass nicht noch ein Mensch diese Ent-

scheidung kontrolliert, denn am Ende muss eine Behörde – das hat der Staatsminister 

auch richtig gesagt – diese Entscheidung verantworten können. Sie wollen jetzt schon 

wieder etwas verhindern, wo wir gerade dabei sind, Dinge auszuprobieren und endlich 

einmal neu aufzusetzen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)
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In der Enquete-Kommission wird immer mutig gefordert: Macht etwas, traut euch, tut 

etwas, und macht man es dann, dann ist es auch wieder nicht recht. Das ist halt 

typisch grüne Politik.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Das Gleiche gilt auch bei dem Sicherungsbescheid. Natürlich wird er neue Rechtsfra-

gen aufwerfen; jedes neue Instrument wird neue Rechtsfragen aufwerfen. Sie können 

aber ganz viel über das bestehende Verwaltungsverfahrensrecht lösen. Es sind näm-

lich zum Beispiel beim Sicherungsbescheid explizit nicht die Rücknahme- und Wider-

rufsmöglichkeit eines Verwaltungsaktes ausgeschlossen. Das heißt also, ich bleibe im 

Verwaltungsverfahren flexibel und kann durchaus Entscheidungen korrigieren.

Meines Erachtens ist die Regelung zu den Einwendungen Dritter auch mutig. Natürlich 

wird es irgendeinen Verband geben, der etwas dagegen sagt, aber man muss diese 

Dinge jetzt doch erst einmal ausprobieren. Wir haben doch ganz viele Fälle, in denen 

jemand pauschal Einwände macht, und dann wird nicht konkret entlang des Einwands 

geprüft, sondern dann wird ein Riesenfass aufgemacht. Es geht eben genau darum, 

dass jemand, der Gegenrechte geltend macht, eben auch konkret sagen muss, worin 

er sich denn eigentlich verletzt fühlt.

Ich denke, dass dieses Fünfte Modernisierungsgesetz tatsächlich ein großer Wurf 

ist und genau den Weg fortsetzt, den die ersten vier Gesetze gegangen sind. Die 

Fraktion der FREIEN WÄHLER unterstützt diesen Gesetzentwurf; er folgt dem konse-

quenten Weg der Bayerischen Staatsregierung.

Wir haben heute schon in der Aktuellen Stunde gehört, dass Bayern als Pilotland der 

Digitalisierung ausgesucht wurde. Ich glaube, genau deswegen ist es wichtig, dass wir 

auch unser Verwaltungsverfahren diesen neuen Anforderungen anpassen und eben 

diese Schritte gehen. Ich halte es also nicht nur für schön und neu, sondern ich halte 

es wirklich für dringend notwendig, dass wir so etwas machen.
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In diesem Sinne wünsche ich mir, dass auch die Opposition zustimmt. Die AfD hat 

sowieso keinerlei Argumente gegen das Gesetz vorgebracht. In diesem Sinne würde 

ich auch das Hohe Haus um Zustimmung bitten.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Mir liegen noch zwei Meldungen zu einer 

Zwischenbemerkung vor; die erste ist vom Kollegen Florian von Brunn für die SPD-

Fraktion. Bitte schön.

Florian von Brunn (SPD): Lieber Kollege Saller, eine ganz sachliche Frage an Sie: 

Wer entwickelt und programmiert denn die KI, die die Ermessensentscheidungen tref-

fen soll?

Markus Saller (FREIE WÄHLER): Herr Kollege von Brunn, schön, dass Sie eine 

sachliche Frage stellen.

(Zurufe)

Natürlich wird diese KI innerhalb des Freistaats Bayern entwickelt. Es gibt schon ein 

Verwaltungsprogramm, die BayernKI, mit dem die Entscheidungsträger in Behörden 

im Prinzip schon arbeiten können. Ich denke, dass es in diesem Sinne eine Fortent-

wicklung geben wird. Wir werden hier sicherlich kein Large-Language-Modell von 

irgendeinem amerikanischen Hersteller benutzen; darauf zielt Ihre Frage wohl ab.

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Danke schön. – Die zweite Zwischenbe-

merkung ist vom Kollegen Benjamin Adjei von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte 

schön.

Benjamin Adjei (GRÜNE): Lieber Kollege Saller, lieber Markus, du hast gerade ge-

sagt, wenn KI Entscheidungen trifft, können sie am Ende trotzdem wieder rückgängig 

gemacht bzw. transparent nachverfolgt werden. Ich weiß nicht, wie gut du dich mit 

der Entwicklung von Künstlicher Intelligenz auskennst. Auf welcher Grundlage wird 
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denn am Ende die Entscheidung von KI getroffen? Wie können Menschen nachvollzie-

hen, wie die KI diese Entscheidung getroffen hat? Hast du vielleicht schon einmal 

bei ChatGPT oder bei anderen KI-Programmen versucht, auf eine Frage immer die 

gleiche Antwort zu bekommen? Oder ist dir aufgefallen, dass KI auch bei gleicher Aus-

gangslage unterschiedliche Entscheidungen treffen kann, bei denen gar nicht mehr 

nachvollzogen werden kann, wie das Ganze entstanden ist?

Zu guter Letzt: Österreich hat im Bereich des Arbeitsamtes einen Chatbot zur Bera-

tung eingeführt. Der ist am Ende wieder zurückgenommen worden, weil dieser Chat-

bot ganz klar falsche und insbesondere für Männer und Frauen sehr unterschiedliche 

Empfehlungen geben hat, je nachdem, welches Geschlecht die jeweilige Person hatte. 

Wie wollt ihr solche Biases in der KI verhindern?

Markus Saller (FREIE WÄHLER): Lieber Benjamin, es hätte vielleicht mehr Sinn, 

wenn man vorher zugehört hätte. Meine Ausführungen zu Rücknahme und Widerruf 

bezogen sich auf den Sicherungsbescheid, der eben auch nur ein Verwaltungsakt 

nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz ist. Ich habe mich bei Rücknahme und Wider-

ruf nicht auf Entscheidungen durch KI berufen. Bei der KI habe ich vielmehr gesagt, 

dass am Ende sicherlich erst einmal noch ein Mensch draufschauen und man nicht 

Bescheide willkürlich in die Welt setzen wird. Wie das dann in fünf oder zehn Jahren 

ist, wissen wir heute natürlich noch nicht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Danke schön. – Nächster Redner ist für die 

SPD-Fraktion der Kollege Horst Arnold. Bitte schön, Sie haben das Wort.

Horst Arnold (SPD): Herr Vorsitzender, Kolleginnen und Kollegen! Angesichts der 

zur Verfügung stehenden Redezeit von vier Minuten kann ich eigentlich nur auf das 

eingehen, was das Claimabstecken für die zukünftige Diskussion zu diesem Moderni-

sierungsgesetz betrifft.
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Wenn Herr Staatsminister von Rechtsgeschichte spricht, ist natürlich auch das Anset-

zen eines Brecheisens an massive Rechte der Bürger rechtsgeschichtlich einmalig. 

In diesem Fall handelt es sich tatsächlich um die Möglichkeit, durch KI Ermessensent-

scheidungen und Einschätzungen treffen zu lassen.

Ihr Beispiel war hoch unglücklich, was das Kindeswohl anbetrifft; denn was ist denn 

Ermessen? – Das Parlament macht Gesetze, die es dem Entscheider, dem Amt bzw. 

dem Staat ermöglichen, aus einem Sachverhalt unter Abwägung der besonderen 

Umstände im Einzelfall diese, jene oder eine andere Rechtsfolge abzuleiten. Wenn 

ich die Kollegin Guttenberger sehe: In anderen Diskussionen war immer der Rechts-

anspruch auf fehlerfreies Ermessen verfassungsmäßig ausgebildet. Jetzt wollen Sie 

diesen Anspruch auf fehlerfreies Ermessen auf einen Anspruch auf eine funktionieren-

de Maschine reduzieren. Das ist doch nicht der Umgang des Staates mit dem Bürger, 

das ist doch auch nicht unser Verständnis vom Verwaltungsrecht. Das Verwaltungs-

recht regelt das Verhältnis zwischen Bürger und Staat. Sind wir in diesem Bereich, in 

dem wir uns die Freiheiten herausnehmen, unterschiedlichste Rechtsfolgen setzen zu 

wollen, schon so tief angekommen, dass wir in dem Zusammenhang nicht mehr selbst 

entscheiden, sondern das einer Maschine überlassen wollen? Das ist auch gegenüber 

den Bürgerinnen und Bürgern unehrlich, denn die vertrauen darauf, dass ihr Fall 

insoweit angemessen entschieden wird, und zwar nach Ausübung des Ermessens, 

nicht durch die KI.

(Anhaltende Unruhe)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Ich bitte um ein bisschen mehr Ruhe. Bitte 

stellen Sie auch die Gespräche mit der Regierungsbank ein, Herr Kollege Aiwanger.

Horst Arnold (SPD): Wer erstellt denn die Algorithmen? Wer macht denn das? Wir 

wissen, dass Peter Thiel in dem Bereich viel investiert.Ich weiß aus der praktischen 

Rechtsanwendung, dass die KI zum Beispiel in Schriftsatzverfahren Gerichtsurteile er-

findet. Wie wollen wir denn sicherstellen, dass das Wissen, das in der KI vermeintlich 
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gespeichert ist, aufgrund von Wahrscheinlichkeitsrechnungen auch zutreffend ange-

wandt wird? Sind wir uns da wirklich so sicher? Der Bund sieht dieses Risiko. Ich bin 

auch froh, dass der Bund sagt: Wir wollen KI, aber nur bei gebundenen Entscheidun-

gen. Alles andere ist äußerst gefährlich und spielt sozusagen mit unserer Demokratie.

(Beifall bei der SPD)

Wie vermessen sind wir denn, wenn wir das hier vorbringen, wenn diejenigen, die es 

angeht, nämlich die bayerischen Verwaltungsrichterinnen und -richter, darauf hinwei-

sen, dass höchst zweifelhaft ist, ob das in irgendeiner Art und Weise funktioniert, und 

auch verfassungsrechtliche Bedenken vorbringen?

Im Übrigen: § 114 VwGO zwingt die Gerichte eigentlich dazu, die Grundlagen des 

Ermessens nachvollziehbar zu überprüfen. Eine entsprechend ausgefüllte Rechnung 

ist eine Entscheidung; insoweit ist kein Spielraum gegeben. Ich habe also meine 

Zweifel.

Ihr sogenannter Sicherungsbescheid ist eigentlich ein Verunsicherungsbescheid; denn 

in der heutigen Zeit passieren so viele Dinge – ob das die Gesetzgebung ist, ob das 

die EU ist, ob das andere Antragstendenzen sind. Das schafft in der Tat mehr Büro-

kratie. Ich wage zu bezweifeln, dass aus diesem Sicherungsbescheid Honig gesaugt 

werden kann. Wenn es kritisch wird, wird dagegen geklagt werden.

Wenn Sie Einwendungen Dritter nur dann prüfen wollen, wenn Sie hinreichend konkret 

sind, frage ich Sie ganz deutlich: –

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Herr Kollege, Ihre Redezeit.

Horst Arnold (SPD): – Soll die KI entscheiden, was hinreichend konkret ist? Da muss 

man einfach die richtigen Fragen stellen.

Wir müssen uns darüber unterhalten. So geht es aus unserer Sicht nicht. Ich glaube, 

wir werden dann mehr als vier Minuten Zeit haben, um das Thema zu behandeln.
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Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Ihre Redezeit ist jetzt um.

Horst Arnold (SPD): Danke.

(Beifall bei der SPD)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Danke. – Weitere Wortmeldungen liegen 

mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. Ich schlage vor, den Gesetzentwurf 

dem Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport als federführen-

dem Ausschuss zu überweisen. – Widerspruch erhebt sich nicht. So beschlossen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Hinblick auf die Tagesordnungspunkte 4 und 5 – 

Wahl eines Vizepräsidenten und Wahl einer Schriftführerin des Bayerischen Landtags 

– hat die AfD-Fraktion eine Begründung der Wahlvorschläge sowie eine gemeinsame 

Aussprache beantragt. Hierüber soll auf Antrag der AfD-Fraktion gemäß § 42 Absatz 2 

Satz 2 unserer Geschäftsordnung in der Vollversammlung eine Entscheidung herbei-

geführt werden. Ich lasse daher über den Antrag abstimmen.

Wer dem Antrag der AfD-Fraktion auf Begründung und gemeinsame Aussprache zu 

den Wahlvorschlägen eines Vizepräsidenten und einer Schriftführerin im Hinblick auf 

die Tagesordnungspunkte 4 und 5 seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um 

das Handzeichen. – Das ist die AfD-Fraktion. Gegenstimmen bitte anzeigen. – CSU, 

FREIE WÄHLER, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Liegen 

nicht vor. Somit ist der Antrag abgelehnt.
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